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Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung Ahneby beschlie3t die Satzung der Gemeinde Ahneby Uber die
Entschadigung der Ehrenbeamten und Gemeindevertreter sowie der weiteren flr die
Gemeinde ehrenamtlich Tatigen (Entschadigungssatzung) in der vorliegenden Fassung.

Sachverhalt:

Das Kommunale Prufungsamt Nord hat sich anlasslich der durchgefuhrten Ordnungsprufung
vom 12.01. bis 13.03.2015 u. a. mit den gemeindlichen Regelungen zur Entschadigung der

ehrenamtlich Tatigen befasst.

Die Entschadigungssatzungen aller Gemeinden sind dabei angesehen worden. Eingehender
geprift wurden die Satzungen des Amtes sowie der Gemeinden Gelting, Hasselberg,

Pommerby und Steinbergkirche.

Die festgestellten ,Mangel“ in den Entschadigungsregelungen der Gemeinden sind in den
Bemerkungen 2 bis 9 des Prifungsberichts aufgelistet worden. Es handelt sich dabei z. B.

um

¢ Fehlende Entschadigungsregelungen flir Ausschussmitglieder in zwei gemeindlichen

Satzungen

e Fehlende ordnungsgemale Bekanntmachungen der Entschadigungssatzungen in

zwei Gemeinden

¢ Nichtbeachtung des Abstandsgebotes gem. § 9 Abs. 2 der Entschadigungs-
verordnung fur die Entschadigung der stellvertretenden Burgermeister in drei

Gemeinden

¢ Fehlende Bestimmungen Uber festgelegte Auszahlungstermine (aus pragmatischen
Grunden wird eine Auszahlung zum 15.06. und 15.12. eines Jahres vorgeschlagen)

in zehn Gemeinden

o Zum Teil fehlende bzw. fehlerhafte Beschllisse zu der relativ neu eingeflihrten
Arbeitsmittelpauschale fir die Blirgermeister in zwei Gemeinden.

Das KPA Nord weist daruber hinaus darauf hin, dass das Sitzungsgeld grundsatzlich
auszuzahlen ist. Wenn das Sitzungsgeld auf ein gemeinsames Konto gezahlt werden soll
(Gemeinde Niesgrau), muss jeder Anspruchsberechtigte sein schriftliches Einverstandnis zu
dieser Verfahrensweise erklaren. Dasselbe qilt fir die Auszahlung aller Sitzungsgelder der
Mitglieder der Gemeindevertretung an den Burgermeister zur Deckung der anfallenden
Verzehrkosten in den Sitzungen (wie in Rabel). Das Einbehalten der Sitzungsgelder zur
Abdeckung von Verzehrkosten fur Feiern ist unzulassig (Praxis in mehreren Gemeinden).




Das KPA Nord empfiehlt zur Reduzierung des Verwaltungsaufwandes fiir die Bearbeitung
der Entschadigungszahlungen, dass die Gemeinden versuchen, sich auf Amtsebene auf
eine moglichst einheitliche Verfahrensweise bezlglich der Gewahrung von
Aufwandsentschadigungen und Sitzungsgeldern zu einigen.

Da bei nahezu allen gemeindlichen Entschadigungssatzungen in irgendeiner Form
Nachbesserungen notwendig sind, ist von der Verwaltung ein Entwurf fir eine einheitliche
Entschadigungssatzung vorbereitet worden. Dieser Entwurf bietet den Gemeinden die
Moglichkeit, die HOhe und die Form der jeweiligen Entschadigung individuell festzulegen, in
vielen Bereichen jedoch nach einheitlichen Regeln zu verfahren.

Finanzielle Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen vorhanden  Ja: D Nein: D
Betroffenes Produktkonto:
Haushaltsansatz im Ifd. Jahr: AfA / Jahr:

Noch zur Verfiigung stehende Mittel:

Anlagen:
Entwurf fir eine Entschadigungssatzung



Satzung der Gemeinde
Ahneby
uber die Entschadigung der Ehrenbeamten und Gemeindevertreter
sowie der weiteren fur die Gemeinde ehrenamtlich Tatigen
(Entschadigungssatzung)

Aufgrund der §§ 4, 24 Abs. 1 und § 24 Abs. 3 der Gemeindeordnung fir Schleswig-
Holstein (GO), aufgrund der Landesverordnung Uber die Entschadigung der in den
Gemeinden, Kreisen und Amtern sowie der bei den Zweckverbanden tatigen
Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten und ehrenamtlich tatigen Bargerinnen und
Burgern (EntschVO) wird durch Beschluss der Gemeindevertretung Ahneby

VOM .o folgende Entschadigungssatzung erlassen:

§1

Grundsatz

Ehrenbeamte, Gemeindevertreter und sowie ehrenamtlich tatige Blrger erhalten eine
Entschadigung oder Auslagenerstattung nach dieser Satzung.

§2
Mitglieder der Gemeindevertretung, Ausschussmitglieder und
Ausschussvorsitzende sowie ehrenamtlich tatige Biirger

(1)  Die Mitglieder der Gemeindevertretung erhalten nach MaBgabe der
Entschadigungsverordnung als Aufwandsentschadigung eine monatliche
Pauschale in Héhe von z. B. 5,00 €.

(2) Die Auszahlung der Sitzungsgelder erfolgt jeweils zum 15.6. und zum
15.12. des Jahres.

§3

Blrgermeister, stellvertretende Blirgermeister

(1) Der BlUrgermeister erhalt eine Aufwandsentschadigung als monatliche
Pauschale in H6he des Hochstsatzes der Entschadigungsverordnung.
(2)  Dem Burgermeister werden darlber hinaus besonders erstattet:
¢ Dbei dienstlicher Benutzung eines privaten Fernsprechers die Kosten der
dienstlich geflhrten Gesprache und die anteiligen Grundgeblhren
¢ bei Benutzung eines Wohnraumes fiir dienstliche Zwecke die
zusétzlichen Aufwendungen fir dessen Heizung, Beleuchtung und
Reinigung
e die Kosten fir die dienstliche Nutzung eines Privat-PKW



(@)

Diese Betrage konnen fur monatliche Zahlungen pauschaliert werden. Fir die
Pauschbetrage qilt, dass diese anhand von aussagekraftigen Unterlagen zu
ermitteln und in angemessenen Zeitabstanden zu Gberprifen sind.

Dem Stellvertreter des Blrgermeisters wird bei Verhinderung des
Bilrgermeisters fur seine besondere Tatigkeit als Vertreter eine Aufwands-
entschadigung gewahrt, deren Hoéhe von der Dauer der Vertretung abhangt.
Sie betragt fur jeden Tag der Vertretung 80 % der taglichen Aufwands-
entschadigung des Blrgermeisters.

§4

Verdienstausfall- und Abwesenheitsentschadigung

Ehrenbeamten, Gemeindevertretern sowie ehrenamtlich tatigen Birgern ist
auf Antrag in der nachgewiesenen Héhe der entgangene Arbeitsverdienst aus
unselbstandiger Arbeit gesondert zu ersetzen. Ferner ist der auf den
entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur
Sozialversicherung zu erstatten, soweit dieser zu Lasten der oder des
Entschadigungsberechtigten an den Sozialversicherungstrager abgefihrt wird.

Selbsténdige erhalten auf Antrag gesondert fiir den durch die Wahrnehmung
des Ehrenamtes oder die ehrenamtliche Tatigkeit entstandenen Verdienstaus-
fall eine Verdienstausfallentschadigung, deren Héhe je Stunde im Einzelfall
auf der Grundlage des glaubhaft gemachten Einkommens nach billigem
Ermessen festgesetzt wird. Der Hochstbetrag der Verdienstausfallentschadi-
gung je Stunde betragt 25,00 €, héchstens 200,00 € pro Tag.

Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen fihren und nicht
oder weniger als 20 Stunden erwerbstatig sind, werden gesondert flr die
durch das Ehrenamt oder die ehrenamtliche Tétigkeit bedingte Abwesenheit
vom Haushalt auf Antrag entschadigt. Anstelle dieser Entschadigung sind auf
Antrag die angefallenen notwendigen Kosten fir eine Vertretung im Haushalt
Zu ersetzen.

Leistungen nach Abs. 1 bis 3 werden nur gewahrt, soweit die Wahrnehmung
des Ehrenamtes oder der ehrenamtlichen Tétigkeit in den Fallen der Abs. 1
und 2 wahrend der regelmé&Bigen Arbeitszeit und in den Fallen des Abs. 3
wahrend der regelmaBigen Hausarbeitszeit erforderlich ist. Die regelmaBige
Arbeitszeit und die regelméaBige Hausarbeitszeit sind individuell zu ermitteln.

§5

Ersatz fiir Betreuungskosten

Ehrenbeamten, Gemeindevertretern sowie ehrenamtlich tatigen Blirgern sind auf
Antrag die nachgewiesenen Kosten einer durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes
oder der ehrenamtlichen Tatigkeit erforderlichen entgeltlichen Betreuung von
Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, oder pflegebedurftiger
Familienangehdriger auf Antrag gesondert zu erstatten.

Dies gilt nicht fir Zeitrdume, far die Entschadigung nach § 4 gewahrt wird.



§7

Reisekostenvergiitung

Ehrenbeamte und ehrenamtlich tatige Burger erhalten auf Antrag die Fahrkosten, die
ihnen durch die Fahrt zum Sitzungsort und zurlick entstehen, nach den Vorschriften

des Bundesreisekostengesetzes erstattet, hdchstens jedoch in Héhe der Kosten der
Fahrt von der Hauptwohnung zum Sitzungsort und zurlck.

§8
Gleichstellungsbeauftragte
Die ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte des Amtes erhalt fir die Teilnahme an
den Sitzungen der Gemeindevertretung und der Ausschisse ein Sitzungsgeld in

Héhe von 5,00 €. Satz 1 gilt im Falle der Verhinderung der Gleichstellungs-
beauftragten fur ihre Stellvertreterin entsprechend.

§9

Personenbezeichnungen
Die Bezeichnung von Personen in dieser Entschadigungssatzung gilt fiir Frauen und
Méanner gleichermaBen.
§10

Inkrafttreten

Diese Entschadigungssatzung tritt mit Wirkung vom in Kraft.

Ahneby, den

Heinrich lversen
Burgermeister



	Vorlage
	Anlage  1 Entschädigungssatzung Ahneby neu 2015

